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Einleitung 

Die vorliegende Arbeit beabsichtigt, ein bislang von der Rechtswis-
senschaft vernachlässigtes Problem, nämlich die Gewährleistung einer 
möglichst zutreffenden  Prüfungsentscheidung, zu untersuchen. Die im 
juristischen Schrifttum und in geringerem Maße auch in der Recht-
sprechung dominierende Frage nach der gerichtlichen Kontrolle von 
Prüfungsentscheidungen w i rd im folgenden ausgeklammert. Die Unter-
suchung richtet ihr Augenmerk statt dessen auf die Ausgestaltung des 
Verwaltungsverfahrens  im Prüfungswesen und faßt die einschlägige 
Rechtsprechung und die nur verstreut vorliegende Literatur zusammen. 
Soweit sich Rechtsprechung und Literatur mi t Verfahrensfragen  zu be-
fassen hatten, erfolgte das allerdings häufig in dem Sinne, daß lediglich 
die Bedeutung der Einhaltung des vorgegebenen Verfahrensrahmens 
gesehen wurde. Die sachliche Richtigkeit der Prüfungsentscheidung 
spielte dabei aus verschiedenen Gründen oft nur eine untergeordnete 
Rolle. Demgegenüber w i rd in dieser Arbeit der Versuch' unternommen, 
die Beziehung zwischen der Ausgestaltung des Prüfungsverfahrens  und 
der Gewährleistung einer möglichst sachrichtigen Prüfungsentschei-
dung in den Vordergrund der Betrachtung zu rücken. 

Zu diesem Zweck war es unumgänglich, nichtjuristische, d. h. päda-
gogische, psychologische und soziologische Prüfungsforschung  einzube-
ziehen. Denn erst die Kenntnis von Mängeln und Schwierigkeiten, die 
mit Prüfungen zusammenhängen, erlaubt eine rechtliche Beurteilung 
der verschiedenen Prüfungsformen  und Prüfungsmodifikationen.  Daß 
der Überblick über diese Forschung mi t der Gefahr des Mißverständ-
nisses aufgrund mangelnden Fachwissens behaftet ist, braucht nicht 
betont zu werden. Dennoch konnte auf ihn nicht verzichtet werden. 

Die verfassungsrechtlichen  Anforderungen  an die Ausgestaltung von 
Prüfungen sind im Grundgesetz nicht ausdrücklich normiert. I n eini-
gen Landesverfassungen finden sich zwar einzelne Regelungen des Prü-
fungswesens; im folgenden sollen aber nur die bundesverfassungsrecht-
lichen Rechtssätze herangezogen werden. Es handelt sich dabei im we-
sentlichen um die Grundrechte des Art . 12 I und Art . 31 GG sowie um 
das Rechtsstaatsprinzip. Die in diesen Normen festgelegten rechtlichen 
Gesichtspunkte überschneiden sich nicht selten. Das Übermaßverbot ist 
u. a. i n Ar t . 12 GG und im Rechtsstaatsprinzip enthalten, und die 
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Gleichheitsgesichtspunkte spielen schon bei der Auslegung von Art . 12 
GG eine Rolle. Deshalb lassen sich Überschneidungen und Wieder-
holungen nicht ganz vermeiden, zumal auch einzelne Sachverhaltskom-
plexe zugleich unter mehreren dieser rechtlichen Gesichtspunkte zu be-
urteilen sind. 

Die Ableitung konkreter Folgerungen für die Ausgestaltung von 
Prüfungen aus diesen Verfassungssätzen ist erheblichen Einschränkun-
gen unterworfen.  Das ist ebenso durch die große Unbestimmtheit man-
cher der einschlägigen Verfassungsgebote bedingt wie durch die Ver-
schiedenheit, ja Widersprüchlichkeit der Funktionen, welche Prüfun-
gen wahrnehmen sollen. Es kommt hinzu, daß die nichtjuristische Prü-
fungsforschung  keineswegs immer eindeutige, in rechtliche Forderun-
gen ummünzbare Ergebnisse vorweist. Oft besteht nur in der Einschät-
zung der Mängel Einigkeit, während die Abhilfemöglichkeiten sehr 
kontrovers beurteilt werden. Aus diesen Gründen ist die verfassungs-
rechtliche Bewertung häufig darauf beschränkt, höchstens die unge-
fähre Richtung der Veränderung anzugeben. Die Grenze zwischen Ver-
fassungsrecht und Verfassungspolitik kann dabei nicht immer scharf 
gezogen werden. Es wäre aber schon ein nicht geringes Ergebnis, wenn 
wenigstens die Komplexität der zu beachtenden Faktoren deutlich 
würde, wei l dann die verfassungsrechtliche  Festschreibung einseitiger 
Maßnahmen verhindert wird. 

Der Bezug auf die Ausgestaltung von Prüfungen im Titel der Arbeit 
soll deutlich machen, daß nur Fragen des Prüfungsverfahrens  mi t ihrer 
Bedeutung für die Richtigkeit der Prüfungsentscheidung erörtert wer-
den. Ein ebenfalls wichtiger Aspekt des Prüfungsrechts,  nämlich die 
rechtliche Begrenzung der inhaltlichen Prüfungsanforderungen,  mußte 
dagegen fast ganz ausgeklammert werden. Sie läßt sich nur i n gerin-
gem Maße generell bestimmen und berührt zudem andere Probleme 
als die hier angeschnittenen. 

Die Tatsache, daß sich die juristische Literatur zu Prüfungsfragen 
bisher primär mi t dem Rechtsschutz gegen Prüfungsentscheidungen be-
faßt hat und daß eine zusammenfassende Darstellung zu unserem 
Thema bislang fehlt, hat dazu gezwungen, viele Einzelfragen anzu-
schneiden, die oft nicht mi t der gewünschten Ausführlichkeit  erörtert 
werden konnten. Um die Arbeit etwas zu entlasten, wurde deswegen 
auf eine eingehende Behandlung juristisch interessanter Fragen, die 
nicht speziell das Prüfungswesen betreffen  — wie etwa die mi t der all-
gemeinen Diskussion um das „besondere Gewaltverhältnis" zusammen-
hängende Frage nach der Rechtsnatur von Prüfungsordnungen oder 
von einzelnen Prüfungsentscheidungen —, zugunsten spezifisch prü-
fungsrechtlicher  Probleme verzichtet. 



I . TEIL 

Zur Prüfungswirklichkeit 

1. Abschnitt 

Übersicht über die Verbreitung von Prüfungen 

I . Kurzer historischer Überblick 

Es ist nicht notwendig, einen detaillierten historischen Überblick 
über die Entstehung und Zunahme von Prüfungen zu geben, um die 
heutige Bedeutung darzulegen. Einige geschichtliche Hinweise seien 
aber dennoch gestattet, die freilich nur unvollständig und punktuell 
sein können1. 

Das älteste durchgeformte  und gesellschaftlich bedeutsame Prüfungs-
wesen hatte sich in China  vor über 2000 Jahren herausgebildet und be-
stand dort bis zum Jahre 19052. Es diente der Auslese für den öffent-
lichen Dienst und hatte die Aufgabe, den Einfluß von Nepotismus und 
Beziehungen bei der Stellenvergabe zurückzudrängen und an deren 
Stelle die Tauglichkeit für das Amt treten zu lassen, womit auch die 
soziale Basis der Rekrutierung erweitert werden sollte3. Zu diesem 
Zweck wurde ein nach heutigen Begriffen  streng „rechtsstaatliches" 
Prüfungsverfahren  eingerichtet, das in manchen Einzelheiten an die 
Ausgestaltung ζ. B. der süddeutschen juristischen Staatsexamina er-
innert. „Zu einer gewissen Zeit wurde der Name des Kandidaten weg-
gelassen und durch eine Nummer ersetzt. I n einer anderen Periode 
kopierten Schreiber die Arbeiten der Kandidaten, so daß man sie nicht 
an der Handschrift  erkennen konnte. Jede Arbeit wurde unabhängig 
voneinander von zwei Prüfern  bewertet; ein drit ter erhielt die versie-
gelten Noten, öffnete  sie und brachte sie nötigenfalls i n Übereinstim-
mung4." 

1 Eine Übersicht über die Geschichte von Prüfungen findet sich bei Judges , 
S. 17 ff.  Vgl. ferner  die ausführlichen Abhandlungen zu Einzelgebieten, die 
unten FN 10—12 angegeben sind. 

2 Brereton,  S. 37; Judges , S. 18; Holmes  und Lauwerys,  S. 4f. 
8 Holmes  und Lauwerys,  S.4f.; Judges , S. 18 f. 
4 Holmes  und Lauwerys,  S. 4 (eigene Übersetzung). 

2 Pietzcker 


